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Frieden unerwünscht
Die Folgen des Ukraine-Kriegs für den postsowjetischen 
Krisenraum

Zusammenfassung: Seit Beginn des Krieges in der Ukraine rätseln Expert*innen über 
die Gründe des russischen Angriffs. Dabei vernachlässigen sie die innergesellschaft-
lichen Dynamiken in Russland. Die zunehmend expansive Außenpolitik des Kremls 
reagiert, so die These in diesem Beitrag, auf die vielfältigen Krisenprozesse im post-
sowjetischen Raum und in Russland. Der Artikel analysiert die postsowjetischen Kri-
senphänomene und verortet die Entwicklung Russlands und der Ukraine in der Region.
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Peace Unwanted
The Consequences of the Ukraine War for the Post-Soviet Crisis Space
Abstract: Since the beginning of the war in Ukraine, experts have been puzzling over 
the reasons for the Russian attack. However, they neglect the internal social dynam-
ics in Russia. This article argues that the Kremlin’s increasingly expansive foreign 
policy is a reaction to the manifold crisis phenomena in the post-Soviet space and in 
Russia. The article analyzes the post-Soviet crisis phenomena and locates the devel-
opment of Russia and Ukraine in the region.
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F ast sechs Monate sind seit dem 
russischen Angriff auf die Ukraine 

vergangen. Entgegen der Annahme der 
russischen Führung, eine kurze militä-
rische Intervention zur »Denazifizie-
rung« der Ukraine zu führen, zeichnet 
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NGO Deutsch-Russischer Austausch in Berlin.

sich inzwischen ein langwieriger, ver-
lustreicher Stellungskrieg ab. Der ukra-
inische Präsident Wolodymr Selenskyj 
wiederum hat wiederholt erklärt, alle 
besetzten Gebiete einschließlich der 
Krim zurückzuerobern (ZDF 2022). Dies 
wirft die Frage auf, ob ein nachhaltiger 
Friedensschluss auf absehbare Zeit über-
haupt möglich ist. Gegenwärtig ist es 
nicht auszuschließen, dass die Ukraine 
auf Jahre hinaus zu einem dauerhaf-
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ten Kriegsschauplatz mit variierenden 
»heißen« und »kalten« Phasen wird.

Im Westen herrscht hinsichtlich 
der Kriegsursache weitgehende Einig-
keit: Der Überfall auf die Ukraine sei das 
Resultat des russischen Imperialismus 
und das »werden wir in Europa nicht 
akzeptieren«, erklärte Bundeskanzler 
Olaf Scholz den Abgeordneten im Bun-
destag (Stern 2022). Die zunehmend 
expansive russische Außenpolitik ist 
jedoch – so die These in diesem Beitrag 
– primär eine Reaktion des Machtblocks 
auf die vielfältigen Krisenprozesse im 
postsowjetischen Raum. Der hier ver-
tretene Ansatz steht nicht im Wider-
spruch zu dem Argument, wonach die 
militärischen Interventionen in Georgi-
en (2008), Kasachstan (2021/2022) und 
in der Ukraine den Versuch darstellten, 
die hegemoniale Position Russlands im 
postsowjetischen Raum zu erhalten. Al-
lerdings sind die spezifischen Entwick-
lungen und innergesellschaftlichen Dy-
namiken der einzelnen Länder wichtige 
Erklärungsfaktoren für die wiederkeh-
renden Konflikte in der Region, so auch 
für den Krieg in der Ukraine. Sie werden 
aber sowohl im westlichen Mainstream 
als auch in der linken Debatte nur un-
zureichend berücksichtigt. Aus diesem 
Grund werden in dem Artikel in einem 
ersten Schritt die postsowjetischen Kri-
senphänomene analysiert, um anschlie-
ßend die Entwicklung Russlands und 
der Ukraine in der Region zu verorten.

Postsowjetische Vielfachkrisen

Alle postsowjetischen Nachfolgestaa-
ten teilen nicht nur eine lange ge-
meinsame Staatlichkeit, sondern auch 
spezifische sich »überschneidende 

Krisenphänomene« (vgl. Jaitner/Ol-
teanu/Spöri 2018): Die Auflösung der 
Sowjetunion und der tiefgreifende po-
litische und ökonomische Transforma-
tionsprozess kann auch als tiefe Trans-
formationskrise verstanden werden 
(ebd.: 5ff.). Die nach wie vor existieren-
den engen politischen, ökonomischen 
und kulturellen Beziehungen zwischen 
den sowjetischen Nachfolgestaaten 
führen dazu, dass die Krisenphänome-
ne nicht isoliert voneinander betrach-
tet werden können. Vielmehr wirken 
diese stark polarisierend und sind eine 
wichtige Ursache für die gesellschaft-
lichen Instabilitäten und Konflikte in 
der Region. Mit der Konzeption der sich 
»überschneidenden Krisenphänomene« 
lassen sich somit vergleichbare Dynami-
ken und Widersprüchen der postsowje-
tischen Gesellschaften herausarbeiten. 
Mit diesen vergleichbaren Dynamiken 
und Widersprüche wiederum können 
die sowjetischen Nachfolgestaaten und 
spezifischen krisenhaften Gesellschafts-
formationen verglichen werden.

Die Auflösung der Sowjetunion be-
ruht auf einem einseitigen Beschluss 
der Präsidenten der Russischen, Uk-
rainischen und Belorussischen Teilre-
publiken während eines Treffens am 
8. Dezember 1991, der sogenannten 
Belowescher Vereinbarung. Boris Jel-
zin, Leonid Krawtschuk und Stanislaw 
Schuschkewitsch trafen sie sich weder 
im Rahmen eines institutionalisierten 
Gremiums des Unionsverhandlungs-
prozesses noch hatten die sowjetische 
Regierung unter Michail Gorbatschow 
oder das Parlament den Teilnehmern 
entsprechende Entscheidungsvollmach-
ten erteilt. Der entscheidende Schritt 
zur Auflösung der Sowjetunion kam 
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folglich nicht aus der Peripherie, son-
dern direkt aus dem Zentrum, denn 
die Russischen, Ukrainischen und Be-
lorussischen Teilrepubliken waren die 
Gründungssubjekte der UdSSR.

Der Putsch des Zentrums forcierte 
eine Sezessionsdynamik, die die Legi-
timität multiethnischer Staaten be-
drohte. In den vergangenen 30 Jahren 
entstanden in vielen Nachfolgestaaten 
Unabhängigkeitsforderungen einzelner 
ethnischer Minderheiten, die oft gewalt-
sam eskalierten. Beispielhaft sind die 
Konflikte in Moldawien (Transnistrien), 
in Georgien (Abchasien, Nord-Ossetien) 
sowie die instabile Lage im russischen 
Nordkaukasus.1 Unter dem Schlagwort 
die »große Umgestaltung« (»great re-
configuration«) beschreibt der Kultur-
wissenschaftler Roger Brubaker (2011) 
einen umkämpften Prozess nachholen-
der Nationalstaatsbildung in Osteuro-
pa und dem postsowjetischen Raum, in 
dem politische (Staatsbürgerschaft und 
-rechte, Sprachgebrauch) und soziale 
Rechte oftmals entlang ethnischer Zu-
gehörigkeit neu definiert werden. Wäh-
rend die ethnokulturelle Neugründung 
der sowjetischen Nachfolgestaaten das 
Vertrauen in staatliche Institutionen 
schwächte und damit den Demokrati-
sierungsprozess behinderte, war die-
se Entwicklung durchaus im Interesse 
der ethnisch-nationalen Eliten. Diese 

1 Das soll nicht negieren, dass Russland 
imperiale Interessen im postsowjetischen 
Raum verfolgen würde. Die militärische Be-
teiligung des Landes in all den genannten 
Konflikten beweist das Gegenteil. Dennoch 
sind alle genannten Konflikte mindestens 
ebenso ein Resultat innergesellschaftlicher 
Widersprüche und nachholender National-
staatsprozesse.

erhofften sich von der staatlichen Un-
abhängigkeit eine Stärkung ihrer po-
litischen und ökonomischen Stellung, 
etwa dass sie den einsetzenden Priva-
tisierungsprozess zu ihren Gunsten zu 
beeinflussen könnten (Hale 1999; Jait-
ner 2014: 45-59).

Der Historiker Boris Kagarlitzkij 
weist darauf hin, dass die periphere 
Integration der sowjetischen Nachfol-
gestaaten in den Weltmarkt nicht nur 
die wirtschaftliche und technologische 
Abhängigkeit von den kapitalistischen 
Zentrumsstaaten verschärfte, sondern 
auch die soziale und regionale Polari-
sierung innerhalb des postsowjetischen 
Raums (vgl. Kagarlitsky 2009). Der ra-
dikale Übergang zur Marktwirtschaft 
durch neoliberale »Schocktherapien« 
beschleunigte diese Entwicklung. Nach 
Angaben des US-Wirtschaftswissen-
schaftlers Joseph Stiglitz (2002) waren 
in Russland die volkswirtschaftlichen 
Verluste gemessen am Bruttoinlands-
produkt (BIP) größer als während des 
Zweiten Weltkriegs. Als eine der ent-
wickeltesten Sowjetrepubliken erlebte 
die Ukraine nach 1991 einen beispiello-
sen ökonomischen Niedergang. Im Jahr 
2008 erreichte das ukrainische Brutto-
inlandsprodukt mit knapp 70 Prozent 
ihres Wertes von 1989 den Höchst-
stand in der postsowjetischen Phase 
(vgl. Molchanov 2016: 3). Eine Folge 
des wirtschaftlichen Niedergangs war 
die weitgehende Deindustrialisierung 
der meisten Staaten mit Ausnahme von 
Belarus, Russland, Usbekistan und der 
Ukraine und eine zunehmende soziale 
Ungleichheit. In rohstoffreichen Staaten 
konnte diese Entwicklung zwar etwas 
gedämpft werden, allerdings vertief-
te die einseitige Ausrichtung auf den 
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Rohstoffexport die technologische Ab-
hängigkeit von den Zentrumsstaaten.

Die Auseinandersetzung um die 
Gestaltung des marktwirtschaftlichen 
Übergangs wurde in fast allen postsow-
jetischen Staaten nicht als Bestandteil 
demokratischer Willensbildung begrif-
fen, sondern als Ausdruck demokrati-
scher Unreife diskreditiert. Besonders 
deutlich wurde das 1993, als die Jelzin-
Administration das Parlament durch 
regierungstreue Truppen beschießen 
ließ und im Anschluss eine autoritä-
re, präsidentielle Verfassung durch-
setzte, was den gesellschaftlichen De-
mokratisierungsprozess weitgehend 
zum Erliegen brachte. Ein Ausdruck 
für die einsetzende autoritäre Wende 
war der brutale Krieg der Regierung 
gegen die abtrünnige Provinz Tschet-
schenien (1994-1996) und die forcier-
te Privatisierung staatlicher Konzerne 
(1995-1997), insbesondere aus dem Öl- 
und Gassektor, die auf der Grundlage 
präsidentieller Dekrete gegen den Wi-
derstand des Parlaments erfolgte und 
von der eine Gruppe staatsnaher Un-
ternehmer profitierte, die sogenann-
ten Oligarchen (vgl. Jaitner 2014). Die 
dominante verfassungsrechtliche Stel-
lung des Präsidenten war eine Reaktion 
des Machtblocks auf die inneren Krisen 
und bildete in den kommenden Jahren 
die Grundlage für den zunehmenden 
Autoritarismus unter Wladimir Putin.

Autoritäre Konsolidierung und 
oligarchische Konkurrenz
Auf die Transformationskrise folgte von 
2000-2008 eine Phase des ökonomischen 
Aufschwungs, die in Russland mit den 
ersten beiden Präsidentschaften Wladi-

mir Putins zusammenfiel und wesent-
lich von zwei Faktoren getragen wurde: 
dem hohen Ölpreis und dem Putinschen 
Stabilitätsversprechen. Im Gegenzug für 
hohes Wirtschaftswachstum verlangte 
die Regierung von ihrer Bevölkerung 
politische Passivität. Voraussetzungen 
dafür waren die Zerschlagung separa-
tistischer Bestrebungen – insbesondere 
im Nordkaukasus – und die Integration 
der Bourgeoisie, die aus dem Transfor-
mationsprozess hervorgegangenen war, 
in die neue Herrschaftsordnung. Eine 
der ersten Amtshandlungen Putins war 
die Wiederaufnahme der Kampfhand-
lungen in Tschetschenien. Die extreme 
Brutalität, mit der die russische Armee 
gegen die Separatisten vorging, stieß 
jedoch auf deutlich weniger Aufmerk-
samkeit als das Vorgehen gegen einige 
systemkritische Oligarchen, darunter 
Michail Chodorkowskij. Der Einsatz 
staatlicher Gewaltapparate (Armee, 
Polizei, Geheimdienste) verstärkte die 
Militarisierung der Innenpolitik, die de-
mokratische Institutionen und Kräfte 
weiter schwächte.

Die Schritte der Regierung zur ge-
sellschaftlichen Stabilisierung erwiesen 
sich als erfolgreich: Von 2000-2008 ging 
der Bevölkerungsanteil mit einem Ein-
kommen unter dem Existenzminimum 
von 43,8 Millionen (30 Prozent) auf 19 
Millionen (13,5 Prozent der Gesamtbe-
völkerung) zurück (Rosstat 2009). Al-
lerdings betrieb die Regierung keine 
Umverteilungspolitik, vielmehr waren 
die Schritte zur gesellschaftlichen Sta-
bilisierung im Interesse des Großka-
pitals. So stieg im gleichen Zeitraum 
die Zahl der Dollarmilliardäre von 0 
auf 87 (Kroll 2008). Der von Putin re-
präsentierte oligarchisch-etatistische 
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Konsens ermöglichte eine partielle 
Modernisierung des russischen Kapi-
talismus. Er reagierte mit einem ver-
stärkten wirtschaftlichen Dirigismus 
und der Zentralisierung von Entschei-
dungsprozessen in der Exekutive auf die 
Dysfunktionalitäten des unregulierten 
Neoliberalismus der 1990er-Jahre und 
verfolgte das Ziel, die Reproduktions-
bedingungen der kapitalistischen Pro-
duktionsweise zu verbessern.

Eine autoritäre Konsolidierung po-
litischer Herrschaft und die klientelis-
tische Einbindung gesellschaftlicher 
Schichten lässt sich seit Mitte der 
1990er-Jahre auch in anderen post-
sowjetischen Staaten (Aserbaidschan, 
Belarus, Kasachstan, Turkmenistan, 
Usbekistan) beobachten. In Armenien, 
Georgien, Kirgisien, Moldawien oder 
der Ukraine waren die Herrschenden 
dagegen nicht in der Lage, einen Kon-
sens auszuhandeln, der die politische 
und ökonomische Entwicklung ihrer 
Länder langfristig stabilisiert hätte, 
weshalb die Herrschafts- und Macht-
verhältnisse deutlich umkämpfter sind.

Ein wichtiger Umstand, der in der 
Ukraine eine Stabilisierung gesell-
schaftlicher Verhältnisse verhinder-
te, ist die ungebrochene oligarchische 
Konkurrenz: Während die dominanten 
Kapitalfraktion des landwirtschaftlich 
geprägten Westens eine Ausrichtung 
auf die EU forcierten, sind die von 
Schwerindustrie (Stahl-, Eisen- und 
Rüstungsindustrie) geprägten östli-
chen und südlichen Landesteile stark 
in postsowjetische Produktionsstruktu-
ren eingebunden. Bis zum Beginn des 
Ukraine-Konfliktes 2014 gingen zwei 
Drittel aller exportierten schweren Ma-
schinen und fast die Hälfte der gesam-

ten Maschinenexporte nach Russland 
(vgl. Molchanov 2016: 5). Besonders eng 
waren die Wirtschaftsbeziehungen zwi-
schen der Donbass-Region, dem Zentrum 
der ukrainischen Industrieproduktion, 
und Russland (Mykhnenko 2015: 10-11).

Das politische System der Ukraine 
ordnete sich entlang dieser ökonomi-
schen und regionalen Polarisierung. 
Ganz besonders deutlich wurde das in 
der Partei der Regionen des ehemaligen 
Präsidenten Wiktor Janukowitsch, de-
ren Rückhalt die überwiegend russisch-
sprachige und auf den postsowjetischen 
Raum – und hier insbesondere Russland 
– orientierte Bevölkerung und Kapital-
fraktionen bildeten. Trotz regelmäßi-
ger Proteste gegen Werksschließungen, 
neoliberale Politik oder Privatisierung 
im Bildungssektor zwischen den beiden 
großen Maidan-Protesten 2004 und 2014 
(siehe Varga 2012), wurden der Privati-
sierungsprozess, soziale Ungleichheit 
und die ungleiche Einkommensvertei-
lung nur marginal politisiert. Die regel-
mäßig wiederkehrenden bunten Revo-
lutionen im postsowjetischen Raum 
führten zwar zu Regierungswechseln. 
Allerdings ersetzten sie üblicherweise 
nur eine Fraktion des herrschenden 
Blocks durch eine andere. Diese können 
sich hinsichtlich ihrer ökonomischen 
Interessen, gesellschaftlichen Veranke-
rung und geopolitischen Ausrichtung 
unterscheiden. Denn die Orientierung 
auf den Westen oder Russland geht oft 
mit klassenspezifischen Interessen ein-
zelner Bevölkerungsgruppen einher. 
Das junge, gut ausgebildete städtische 
Bürgertum präferiert tendenziell eine 
Westbindung, denn sie bietet diesen 
Schichten berufliche Möglichkeiten – 
gerade im Dienstleistungssektor – und 
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Visafreiheit oder -erleichterungen. Im 
Gegensatz dazu sind die Anhänger:innen 
einer Ausrichtung auf Russland oft in 
den schwerindustriellen Regionen be-
heimatet, deren Betriebe eng in russi-
sche Produktionsketten eingebunden 
sind. Als Transformationsgewinner ver-
bindet die konkurrierenden Fraktionen 
des herrschenden Blocks jedoch das 
Misstrauen gegenüber demokratischen 
Prozessen. Angesichts dieser Wahloli-
garchie herrscht in der Bevölkerung 
ein starkes Misstrauen gegen staatliche 
Institutionen, demokratische Prozesse 
und deren Repräsentant:innen. Dies be-
günstigt den Aufstieg rechtspopulisti-
scher und nationalistischer Kräfte, was 
den demokratischen Konsolidierungs-
prozess weiter untergräbt.

Nach der Phase der außenpoliti-
schen Schwäche in den 1990er-Jahren 
bemühte sich das unter Putin politisch 
konsolidierte Russland wiederum, die 
hegemoniale Stellung im postsowjeti-
schen Raum zu festigen. Die Regierung 
verzichtete jedoch darauf, die destabi-
lisierenden Krisenprozesse effektiv zu 
bearbeiten und sich somit als integrie-
rende Kraft in der Region zu etablieren. 
Vielmehr nutzte sie die vielfältigen 
Krisen und Konflikte für ihre eigenen 
Zwecke. Die ab Mitte der 2000er-Jahre 
forcierte Expansion russischer Unter-
nehmen, vor allem aus dem Rohstoff-
sektor, ging oft mit einer Verschlech-
terung der bilateralen Verhältnisse 
einher. Die Abhängigkeit vieler post-
sowjetischer Staaten von russischen 
Energieträgern und die dadurch ange-
häuften Schulden oder der Zugang zum 
russischen Binnenmarkt erweisen sich 
als wirksames Druckmittel der Putin-
Administration, ihren politischen und 

wirtschaftlichen Einfluss in der Region 
auszudehnen. Sogar in der Beziehung 
mit den außenpolitisch wichtigsten 
Partnern Belarus und Ukraine war der 
Regierung die Anhebung der Preise für 
Gaslieferungen wichtiger als die viel-
beschworene slawische Freundschaft. 
Dies erschwerte regionale Integrati-
onsbemühungen und förderte die An-
näherung vieler Staaten an die EU, die 
USA oder China.

Wendepunkt: Die Wirtschafts- 
und Finanzkrise ab 2008
Ein Wendepunkt in der jüngeren Ge-
schichte des postsowjetischen Raums 
ist die Wirtschafts- und Finanzkrise 
2008. Die Ukraine und Armenien er-
lebten 2009 einen wirtschaftlichen 
Einbruch mit Rückgängen des BIP von 
14,8 Prozent bzw. 14,1 Prozent. Um ei-
nen Staatsbankrott zu vermeiden, sah 
sich die ukrainische Regierung gezwun-
gen, einen IWF-Kredit in Höhe von 16,4 
Mrd. US-Dollar anzunehmen. Ebenfalls 
starke Einbrüche des BIPs verzeich-
neten Russland (-7,8 %) und Georgien 
(-3,6 %). Die belarussische Volkswirt-
schaft stagnierte (+0,2 %), während 
die zentralasiatischen Republiken und 
Aserbaidschan weiterhin ein Wachs-
tum des BIP verzeichneten, wenngleich 
die Wachstumsraten deutlich zurück-
gingen. Trotz des im Vergleich zur EU 
extremen wirtschaftlichen Einbruchs 
argumentieren die Geographen Adrian 
Smith und Adam Swain (2010), dass das 
Ausmaß der Krise im postsowjetischen 
Raum nicht nur als ein Resultat exter-
ner Schocks verstanden werden sollte. 
Vielmehr hat die Krisenanfälligkeit der 
gesamten Region ihre Ursache in den 
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spezifischen Transformationsstrate-
gien der einzelnen Länder nach dem 
Ende des Ost-West-Konfliktes und den 
damit verbundenen geopolitischen Ori-
entierungen. »Insgesamt«, konstatiert 
der Ökonom Ruslan Dzarasow, »war die 
Krise in den GUS-Staaten im Vergleich 
zu den kapitalistischen Zentrumsstaa-
ten heftiger« (Dzarasov 2016: 29). Die 
im Zuge der Krise beschleunigte Dein-
dustrialisierung der Region verringerte 
die Komplexität der Produktionsstruk-
turen und förderte die Ausrichtung auf 
den Rohstoffexport und einfache Wei-
terverarbeitungsschritte, was bedeutet, 
»dass die GUS-Staaten Produktionsket-
ten mit geringer Wertschöpfung beset-
zen« (ebd.).

Jedoch zeigte sich, dass die Gruppe 
autoritär konsolidierter Staaten im Zuge 
der Krise deutlich handlungsfähiger war. 
Aufgrund der hohen Rohstoffpreise in 
den 2000ern erzielten rohstoffreiche 
Staaten wie Aserbaidschan, Kasachs-
tan, Russland, Turkmenistan und Usbe-
kistan hohe Handelsbilanzüberschüsse 
und bauten in diesem Zeitraum zum Teil 
beträchtliche Devisenreserven auf, die 
ihren wirtschaftspolitischen Spielraum 
erweiterten. Die autoritäre politische 
Regulation und die engen Verbindun-
gen zwischen privaten Kapitalfraktio-
nen und den Staatsapparaten erlaub-
ten zudem eine staatlich koordinierte 
Anti-Krisen-Politik im Interesse des 
herrschenden Blocks. Georgien und bis 
zu einem gewissen Grad auch die Ukra-
ine wurden dagegen als Schuldnerstaa-
ten in das internationale Finanzsystem 
eingebunden (Smith/Swain 2010: 10ff.). 
Ein Blick auf die Eigentumsstruktur der 
nationalen Finanzsektoren verdeutlicht 
den wachsenden Einfluss internationa-

ler Finanzkonzerne in diesen Ländern. 
Nach Angaben der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung kon-
trollierten ausländische Finanzkonzerne 
2008 mehr als 90 Prozent des nationalen 
Bankensektors in Georgien. In Armeni-
en und der Ukraine lagen diese Werte 
im selben Zeitraum um die 50 Prozent, 
in Kirgisien sogar bei über 70 Prozent. 
Demgegenüber ist der Anteil ausländi-
scher Banken in Aserbaidschan (9,1 %), 
Belarus (20,6 %), Russland (18,7 %) und 
den restlichen zentralasiatischen Repu-
bliken deutlich geringer und darüber 
hinaus stärker auf den russischen Fi-
nanzsektor ausgerichtet (EBRD).

Der Ausbruch der Wirtschafts- und 
Finanzkrise ist in der Region gleichbe-
deutend mit dem Beginn einer großen 
Krise, einer »Restrukturierungskrise« 
(Deppe 2013: 35), in der das Verhältnis 
zwischen Markt und Staat, Ökonomie 
und Politik neu justiert wurde. Dies 
führte zu einem neuen Protestzyklus 
in vielen postsowjetische Staaten: Ar-
menien, Georgien, Kirgisien, Russland 
und die Ukraine. Ihnen gemeinsam war 
eine umfassende Legitimations- und 
Repräsentationskrise, die sich auf Sei-
ten der Protestierenden in einer Ableh-
nung der Repräsentant:innen und In-
stitutionen der politischen Ordnungen 
und damit einhergehenden Forderun-
gen nach eigener Repräsentation und 
direkter Demokratie manifestierte. Es 
wird immer deutlicher, dass in den so-
wjetischen Nachfolgestaaten nicht nur 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik, son-
dern auch die bisherigen Formen ge-
sellschaftlicher Reproduktion (die Re-
gulation des Verhältnisses von Arbeit 
und Kapital, politische Institutionen 
etc.) umkämpft sind.
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Machtkampf um Hegemonie im 
postsowjetischen Raum

Die krisenhafte Entwicklung der Region 
im Laufe der vergangenen 30 Jahre hat die 
wirtschaftlichen und (geo-)politischen 
Bruchlinien zwischen den postsowjeti-
schen Staaten deutlich sichtbar gemacht. 
Die EU und neuerdings auch China haben 
Russland in der Region als wichtigsten 
Handelspartner abgelöst. Speziell die EU 
verbindet ihre ökonomische Vormacht-
stellung zunehmend mit dem Aufbau po-
litischer Strukturen, die Russland explizit 
nicht miteinschließen, etwa die Östliche 
Partnerschaft im Rahmen der Europäi-
schen Nachbarschaftspolitik. Vor dem 
Hintergrund der belasteten bilateralen 
Beziehungen zu Russland haben viele 
kleinere postsowjetische Staaten diese 
Entwicklung zu ihren eigenen Gunsten 
zu nutzen versucht, um im Rahmen einer 
balancierten Politik zwischen Russland 
und dem Westen ihre eigene Position 
zu stärken. Im Angesicht der vielfälti-
gen Krisen und Konflikte in der Region 
ist diese Strategie jedoch hochriskant, 
zumal die Großmächte diese Konflikte 
ihrerseits zu instrumentalisieren ver-
suchen. Bereits bestehende Konflikte 
gewinnen dadurch eine neue Dynamik 
und eskalieren – dieses Mal jedoch un-
ter dem Vorzeichen einer politischen 
Konfrontation zwischen Russland und 
dem Westen.

Nach Ansicht des national-konser-
vativen Ökonomen und Kommissar für 
Integration und Makroökonomie bei der 
Eurasischen Wirtschaftskommission 
Sergej Glazew ist Russland von diesen 
Entwicklungen existenziell bedroht, da 
es die Voraussetzungen für eine eigen-
ständige Mitgestaltung der künftigen 

Weltordnung nur noch eingeschränkt 
besitzt (Glaz´ew 2015). Der gesellschaft-
liche Peripherisierungsprozess und die 
wachsende technologische Abhängig-
keit gegenüber dem Westen setzen, so 
Glazew, der politischen Gestaltungs-
macht des Landes enge Grenzen. Die 
im Zuge des Ukraine-Konfliktes 2014 
erlassenen Sanktionen könnten eine 
existenzielle Bedrohung für Russland 
darstellen, wenn es nicht gelinge, auf 
ein binnenorientiertes Entwicklungs-
modell umzuschwenken. Dies mache 
auch eine Orientierung auf den post-
sowjetischen Raum notwendig (ebd.).

Vor diesem Hintergrund wurde die 
Gründung der Eurasischen Union zum 
»Kernstück« (Sakwa 2016) der dritten 
Amtszeit Wladimir Putins. Eine zentrale 
Rolle in der Konzeption der Eurasischen 
Union kommt der Ukraine zu. Der Chef-
redakteur der Zeitschrift Russia in Glo-
bal Affairs, Fjodor Lukjanow, sieht in der 
Beteiligung Kiews sogar das »wichtigste 
unerwähnte Ziel der eurasischen Inte-
gration« (Lukyanov 2015: 294). Nur mit 
der Ukraine, so Lukjanow, könne die Eu-
rasische Union eine wirkliche globale 
Bedeutung erlangen (Lukyanow 2015: 
294). Bei den vier ursprünglich vorge-
sehenen Gründungsstaaten Belarus, 
Kasachstan, Russland und der Ukraine 
handelt es sich um die industriell und 
finanziell am stärksten entwickeltesten 
Länder der Region. Hinter der ursprüng-
lichen Gründungsidee der Eurasischen 
Union steht folglich keine Wiederbele-
bung der UdSSR, sondern das Bündnis 
der ökonomisch stärksten Staaten der 
Region. Die drei Länder standen noch 
2019 für 90 Prozent des russischen Au-
ßenhandels mit den GUS-Staaten. Auch 
für den gesamten Außenhandel ist ihr 
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Anteil mit 13 Prozent bedeutsam. Bela-
rus, Russland und die Ukraine weisen die 
höchste Diversifikation in der Industrie 
aller GUS-Staaten auf.

Seit den Maidan-Protesten 2014 
und dem Beginn des Ukraine-Konflik-
tes scheint die gesellschaftliche Ausei-
nandersetzung um den künftigen Kurs 
des Landes entschieden: Sowohl die 
Poroschenko- als auch die Selenskyj-
Administration haben die Westintegra-
tion durch ein Freihandelsabkommen 
mit der EU und eine militärpolitische 
Kooperation mit der NATO weiter for-
ciert. Diese Entwicklung wird mit dem 
Erhalt des EU-Kandidatenstatus für die 
Ukraine und Moldawien fortgesetzt.

Der russische Machtblock reagier-
te auf die vielfältigen internen und 
externen Krisen mit einer Integration 
national-konservativer Kräfte in die 
Regierung. Deren wachsenden Einfluss 
verdeutlicht ein Blick auf die konkrete 
Regierungspolitik seit 2012 (vgl. Jaitner 
2022). Das Vorgehen gegen zivilgesell-
schaftliche Organisationen und die po-
litische Opposition oder die offen neo-
liberale Wirtschaftspolitik (Erhöhung 
des Renteneintrittsalters) verschärfen 
die Krisen (ökonomisch, sozial, poli-
tisch) und die Auseinandersetzungen 
um den künftigen Kurs des Landes. 
Die ablehnende Haltung der Ukrai-
ne gegenüber einer Mitgliedschaft in 
der Eurasischen Union versetzte dem 
Integrationsprojekt einen empfindli-
chen Schlag. Die daraufhin forcierte 
Aufnahme von Armenien und Kirgisi-
en schwächt Strategien zur regionalen 
Re-Industrialisierung und bedeutet eine 
stärkere Ausrichtung der Eurasischen 
Union als politisches Bündnis unter rus-
sischer Führung. Vor dem Hintergrund 

der sich zuspitzenden innenpolitischen 
Krisen und der sich verschärfenden 
imperialen Konkurrenz im postsowje-
tischen Raum setzt die russische Füh-
rung zunehmend auf eine expansive 
Außenpolitik. Der aggressive, groß-
russische Nationalismus untermauert 
die eigenen Hegemonialansprüche in 
der Region und stabilisiert zumindest 
temporär die Verhältnisse im Innern.

Fazit

Der Ukraine-Krieg beschleunigt die 
globalen Umbruchsprozesse hin zu 
einer multipolaren Weltordnung, die 
seit der Wirtschafts- und Finanzkri-
se 2008 immer deutlicher werden. 30 
Jahre nach dem Ende des Ost-West-
Konfliktes stehen sich wieder konkur-
rierende regionale Blöcke gegenüber. 
Osteuropa – konkret der Balkan2 – und 

2 Der jugoslawische Zerfallsprozess weist 
in vielfacher Hinsicht Dynamiken auf, die 
mit dem sowjetischen vergleichbar sind. 
Auch hier ging ein wesentlicher Impuls zur 
staatlichen Auflösung von den ökonomi-
schen Zentren – Slowenien und Kroatien – 
aus (Rösler 2010). In beiden Teilrepubliken 
sahen die Eliten den Erhalt des Gesamtstaa-
tes als Hemmnis für die sozio-ökonomische 
Entwicklung. Der Zerfallsprozess erzeugte 
genau wie im postsowjetischen Raum eine 
Sezessionsdynamik und führte zur Aufspal-
tung vormals multiethnischer Staaten ent-
lang nationaler Kategorien. Aufgrund der 
anhaltenden Instabilität droht besonders in 
Bosnien die Lage zu eskalieren. So beschloss 
der Bundestag Anfang Juli die Entsendung 
von 50 Bundeswehrsoldaten im Rahmen der 
EU-Mission Eufor Althea. Derweil drohte 
der russische Botschafter in Sarajewo, Igor 
Kalabuchow, der bosnischen Regierung im 
Falle eines NATO-Beitritts mit einem ukra-
inischen Szenario (RBK 2022).
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der postsowjetische Raum werden ne-
ben anderen Weltregionen zunehmend 
zu umkämpften Schauplätzen, in denen 
sich die imperiale Auseinandersetzung 
manifestiert.

Die russische Interventionspolitik 
ist eine Reaktion auf die vielfältigen 
innenpolitischen Krisen und verfolgt 
das Ziel, den Einfluss im postsowje-
tischen Raum zu festigen. Der wach-
sende Einfluss national-konservativer 
Kräfte und die damit einhergehen-
de autoritäre Verhärtung im Innern 
verschärfen jedoch die Auseinander-
setzungen im Machtblock um den 
künftigen Kurs des Landes, da die 
sich überschneidenden Krisen nicht 
effektiv bearbeitet werden. Damit be-
schleunigt die Putin-Administration 
die Spaltung der Region in einen pro-
westlich orientierten und einen pro-
russisch orientierten Block.

Vor diesem Hintergrund wird deut-
lich, dass die militärische und politische 
Unterstützung der Ukraine durch die 
NATO und die EU die Widersprüche 
und Krisendynamiken im postsowjeti-
schen Raum weiter verschärfen. Anstatt 
auf einen raschen Frieden zu drängen, 
droht eine Afghanistanisierung der Uk-
raine mit verheerenden Folgen für die 
Gesellschaft. Die konfrontative Politik 
des Westens und die Wiederkehr der 
offenen deutsch-russischen Konkur-
renz in Osteuropa und dem postsow-
jetischen Raum stärkt den Einfluss 
national-konservativer, expansionisti-
scher Kräfte im russischen Machtblock, 
die eine Ausrichtung auf Asien und ein 
enges Bündnis mit China und Indien 
forcieren. Dies und die zunehmende 
Fragmentierung des postsowjetischen 
Raums in konkurrierende Machtblöcke 

lässt in naher Zukunft eine Eskalation 
weiterer Konflikte in der Region wahr-
scheinlich werden.
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